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214 
Berichtigung 

Betr.: Landesenteignungs- und -entschädigungs­
gesetz (EEG NW) vom 20. Juni 1989 GV. NW 
S.366) 

In § 23 Abs. 1 letzter Satz muß es statt 

"Die Sätze 4 und 5" heißen: 
"Die Sätze 5 und 6". 

- GV. NW. 1989 S. 570. 

764 
.. Erste Verordnung 

zur Anderung der Wahlordnung für Sparkassen 
Vom 6. Oktober 1989 

Aufgrund des § 10 Abs. 5 des Sparkassengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli '1975 (GV. NW. 
S. 498), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 1984 
(GV. NW. S. 362), wird im Benehmen mit dem Wirtschafts­
ausschuß des Landtags verordnet: 

Artikel I 

Die Wahlordnung für Sparkassen vom 7. Oktober 1975 
(GV. NW. S. 574) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 4 werden die Wörter "vom 12. Februar 1975 
(GV. NW. S. 164)" durch die Wörter "vom 20. Mai 1986 
(GV. NW. S. 485)" ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 2 wird am Schluß der Punkt durch ein Kom­
ma ersetzt und folgender Buchstabe cl) angefügt: 
"d) Dienstkräfte, die am Wahltage seit mehr als sechs 

Monaten unter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind," 

3. In § 4 Abs. 2 erhält Buchstabe a) folgende Fassung: 
"a) wöchentlich regelmäßig weniger als zwei Fünftel 

der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt ist," 

4. In § 6 Abs. 3 werden die Wörter .,§§ 10 Abs. 1. 2 und 6 so­
wie 11 bis 14 WO-LPVG" durch die Wörter ,,§§ 9 Abs. 1,2 
und 7 sowie 10 bis 13 WO-LPVG" ersetzt. 

5. § 8 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
,,§§ 14 Abs. 1, 3 und 4, 15 bis 17 und 18 Abs. 1 Buch­
stabe b) WO-LPVG gelten sinngemäß." 

6. § 9 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
,,§ 19 WO-LPVG gilt sinngemäß." 

7. § 10 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
,,§ 20 Abs. 3 LPVG und § 21 WO-LPVG gelten sinnge­
mäß." 

8. In § 12 Abs. 1 werden hinter den Wörtern "von Sparkas­
sen" die Wörter "oder der Übertragung von Zweigstel­
len" eingefügt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 6. Oktober 1989 

86 

Der Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Technologie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Reimut J 0 chi m sen 

- GV. NW. 1989 S. 570. 

Verordnung über Zuständigkeiten 
nach dem Gesetz zur Förderung der Einstellung 

der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) 
Vom 19. Oktober 1989 

Aufgrund des § 5 Abs. 3 Satz 1 des Landesorganisations­
gesetzes (LOG. NW.) vom 10. Juli 1962 (GV. NW. S. 421), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 20. Oktober 1987 (GV. 
NW. S. 366). wird nach Anhörung des Ausschusses für 
Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz des Landtags 
verordnet: 

§ 1 

Zuständige Stelle im Sinne des Gesetzes zur Förderung 
der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
(FELEG) vom 21. Februar 1989 (BGBI. I S. 233) ist für die 
Ausstellung einer Bescheinigung nach § 7 Abs. 4 FELEG 

1. die untere Forstbehörde zum Nachweis der Vorausset­
zungen nach § 2 Abs.l Nr. 2 FELEG, 

2. das Amt für Agrarordnung zum Nachweis der Voraus­
setzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchstabe a 
FELEG, 

3. der Geschäftsführer der Kreisstelle der Landwirt­
schaftskammer als Landesbeauftragter im Kreise zum 
Nachweis der Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 
Nr.3 FELEG. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 19. Oktober 1989 

Die Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

(L. S.) Johannes Rau 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 

Klaus M at t h i e sen 

- GV. NW. 1989 S. 570. 
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Bekanntmachung 
der Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes 

für den Regierungsbezirk Arnsberg, 
Teilabschnitt Oberbereich Siegen 

Vom 10. Oktober 1989 

Der Bezirksplanungsrat beim Regierungspräsidenten 
Arnsberg hat in seiner Sitzung am ß. März 1987 die Auf­
stellung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regie­
rungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich Siegen 
(Kreise Siegen-Wittgenstein und Olpe), beschlossen. 

Den Gebietsentwicklungsplan habe ich mit Erlaß vom 
25. August 1989 - VI B 2 - 60.21 - gemäß § 16 Abs. 1 des 
Landesplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 5. Oktober 1989 (GV. NW. S. 476) im Einverneh­
men mit den fachlich zuständigen Landesministern ge­
nehmigt. Gemäß § 16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes 
werden die im Gebietsentwicklungsplan enthaltenen Dar­
stellungen mit der Bekanntmachung der Genehmigung 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk 
Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich Siegen, wird beim 
Minister für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
(Landesplanungsbehörde) in Düsseldorf, beim Regie­
rungspräsidenten Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde), 
bei den Oberkreisdirektoren der Kreise Olpe und Siegen­
Wittgenstein und bei allen Städten und Gemeinden, auf 
deren Bereich sich die Planung erstreckt, zur Einsicht für 
jedermann niedergelegt. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses Ge­
setzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbeitung 
und Aufstellung des Gebietsentwicklungsplanes ist unbe­
achtlich, wenn sie nicht schriftlich unter Bezeichnung der 
Verletzung innerhalb eines Jahres nach dieser Bekannt­
machung beim Regierungspräsidenten Arnsberg (Be­
zirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden ist. Dies 
gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung 
des Gebietsentwicklungsplanes oder deren Bekanntma­
chung verletzt worden sind. 

Düsseldori, den 10. Oktober 1989 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Ritter 

- GV. NW.1989 S. 571. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 7. Änderung 

des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Münster, 

Teilabschnitt Westmünsterland 
(Änderung im Gebiet der Stadt Rhede) 

Vom 25. Oktober 1989 

Der Bezirksplanungsrat beim Regierungspräsidenten 
Münster hat in seiner Sitzung am 12. Juni 1989 die Auf­
stellung der 7. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Münster, Teilabschnitt West­
münsterland (Änderung im Gebiet der Stadt Rhede), be­
schlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 16. Oktober 
1989 - VI - 60.65.6 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla­
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Oktober 1989 (GV. NW. S. 476) im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministern genehmigt. Gemäß 
§.16.Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden die in der 
Anderung des GebIetsentwicklungsplanes enthaltenen 
Darstellungen mit der Bekanntmachung der Genehmi­
gung Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Die 7. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Münster, Teilabschnitt Westmünster­
land, wird beim Minister für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft (Landesplanungsbehörde) in Düsseldorf, 
beim Regierungspräsidenten Münster (Bezirksplanungs­
behörde). beim Oberkreisdirektor des Kreises Borken und 
beim Stadtdirektor der Stadt Rhede zur Einsicht für je­
dermann niedergelegt. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses Ge­
setzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwicklungs­
planes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung beim Regierungspräsidenten 
Münster (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht wor­
den ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Ge­
nehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 25. Oktober 1989 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Ritter 

- GV. NW. 1989 S. 571. 



572 

Ein:relpreis dieser Nummer 1,85 DM 
zumgL Porto- und Versandkosten 

Bestellungen, Anfragen usw, sind an den A. Bagel Verlag ,,-u richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für 
Abonnementsbescellungen: Grafenberger Allee 100, Tel. (0211) 6888/238 (8.00-12.30 Uhr), 4000 Düsseldorf 1 

Bezugspreis halbjährlich 47,50 DM (Kalenderhalbjahr), Jahresbezug 95,- DM (Kalenderjahr), zahlbar im voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahresbezug 
müssen bis zum 30, 4. hzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen. 

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist VOn drei Monaten nach Erscheinen anerkannt. 

In den Bezup:- und Einzelpreisen Ist keine Umsatuteuer I. S. d.' 14 UStG enthalten. 
EInzelbesteIlungen: Grafenberger Allee 100, Tel. (0211) 68881241, 4000 Düsseldorf 1 

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages - in welcher Form auch immer - bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz~ und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-WestfaJen möglichst 
innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. 

Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer aJs vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht. 

Herausgeber: Landesregierung Nordrhein-Westfalen, Haroldstraße 5, 4000 Düsseldorf 1 
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 100,4000 Düsseldorf 1 

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel. Düsseldorf und Mönchengladbach 
ISSN 0171-5359 


	Nordrhein-Westfalen Gesetz- und Verordnungsblatt 1989 Heftnummer 52 (Seite 569)

